
30 Jahre Mauerfall – Rechtsstaatliche und 
bürgerfreundliche Polizei in Deutschland
Von Wolfgang Ladebeck, stellvertretender Bundesvorsitzender

Vor 30 Jahren im Herbst 1989 
gingen in der damaligen DDR 
Tausende Menschen erst in 
Leipzig, dann in Halle, Magde-
burg, Dresden, Berlin und vie-
len anderen Städten auf die 
Straße und protestierten ge-
gen Einschränkungen, Bevor-
mundung und für Reisefreiheit. 
Die Oppositionsbewegung 
prägte mit ihren gewaltfreien 
Montagsdemonstrationen die 
Protestbewegung. Am 9. No-
vember 1989 fiel die Berliner 
Mauer. Die damalige Deutsche 
Volkspolizei (DVP) stand vor 
großen Herausforderungen 
und hatte einen entscheiden-
den Anteil daran, dass es eine 
friedliche Revolution blieb.

Ich bin sehr froh, dass meine 
damaligen Kolleginnen und 
Kollegen so besonnen gehan-
delt haben und mit der polizei-
lichen Lage so professionell 
und verantwortungsvoll umge-
gangen sind. Nach der Wieder-
vereinigung am 3. Oktober 
1990 musste auf dem Gebiet 
der ehemaligen DDR eine völlig 
neue Sicherheitsarchitektur ge-
schaffen werden. Dazu gehörte 
der Aufbau einer rechtsstaatli-
chen Polizei. Neue Strukturen, 
neue Rechtsnormen andere 
Formen der Kriminalität und 
Einsatzlagen stellten uns vor 
enorme Herausforderungen. 
Umstrukturierungen, ungeklär-
te Anerkennung von Bildungs-
abschlüssen und Qualifikatio-
nen und nicht zuletzt die Angst 
vor dem Verlust des Arbeits-
platzes erleichterten nicht ge-
rade die Akzeptanz der not-
wendigen Veränderungen.  
Mit der Wendezeit erhöhte  
sich das Arbeitsaufkommen  
bei der Schutz- und Kriminal
polizei enorm. Einbrüche, 
Diebstahl, Raub, Mord und Tot-
schlag, Auseinandersetzung 
mit linker und rechter Gewalt, 
Großdemonstrationen, Risiko-

spiele bei Fußballeinsätzen und 
Migration sind heute alltägli-
ches Geschäft und die Belas-
tung ist eine andere als damals. 

<< Aufbau der Polizei – 
Erfolgsgeschichte

Trotz aller Schwierigkeiten ist 
der Aufbau einer demokrati-
schen Polizei in den Ostländern 
eine Erfolgsgeschichte. Zahlrei-
che Themen, die die Jahre des 
Aufbaus der Landespolizei be-
stimmt haben, sind heute so 
selbstverständlich, dass man 
sich kaum noch an den Aus-
gangszustand erinnern kann. 
Wir haben heute eine funk
tionierende, rechtsstaatliche 
und bürgerfreundliche Polizei. 
Deutschland gehört zu den 
sichersten Ländern der Welt. 
Tausende Kolleginnen und 
Kollegen aus beiden Teilen 
Deutschlands haben mit ihrer 
Arbeit dazu beigetragen, dass 
das so ist. Die Arbeitsbedingun-
gen in der Polizei haben sich 
verbessert, die Ausstattung mit 
moderner Technik und Ausrüs-
tung wurde auf den Weg ge-
bracht, jedoch sind technische 
Standards in den Ländern im-
mer noch sehr unterschiedlich 
und das, obwohl die technische 
Ausstattung zum Schutz unse-
rer Polizeibeamtinnen und Poli-
zeibeamten durch gewalttätige 
Angriffe und zunehmender Ag-
gressivität in allen Bundeslän-
dern auf gleich hohem Niveau 
sein müsste. Dass es in den Po-
lizeien von Bund und Ländern 
auch nach 30 Jahren Wieder-
vereinigung keine einheitlichen 
Standards im polizeilichen Han-
deln gibt, haben die schreckli-
chen Ereignisse am 9. Oktober 
2019 in Halle gezeigt. Es waren 
nicht Spezialkräfte, die den At-
tentäter letztendlich gestellt 
haben, sondern zwei Revierpo-
lizisten aus Zeitz und das unter 
Einsatz ihres Lebens. Deshalb 

gebührt allen Einsatzkräften 
Dank für ihr entschlossenes 
und umsichtiges Handeln. 
Wenn einige Politiker kurz  
nach dem schrecklichen Terror 
reflexartig der Polizei Versäum-
nisse vorwerfen ohne die Un-
tersuchungen abzuwarten, ist 
das einfach nur schäbig. Richtig 
ist, dass nach dem Terroran-
schlag von Halle rasch Konse-
quenzen folgen müssen. Nicht 
ohne Grund fordert die Bun-
desspitze der DPolG mehr Geld 
zum Schutz von jüdischen Ein-
richtungen und bundesweit 
spezielle Einheiten für den 
Objektschutz.

30 Jahre nach dem Mauerfall 
blicken wir insgesamt auf eine 
erfolgreiche Arbeit der Polizei 
in Deutschland zurück. Dies ist 
vor allem auch dem hohen per-
sönlichen Engagement meiner 
Kolleginnen und Kollegen zu 
verdanken. Das Vertrauen der 
Bevölkerung in die Polizei ist 
sehr hoch. 30 Jahre Mauerfall 
ist auch eng mit der Geschich-
te unserer Gewerkschaft, der 
DPolG, verbunden. Sie war und 
ist ein verlässlicher Partner, vor 
allem für die Beschäftigten.  
Es ist ein Glücksfall, dass wir 
auch im Osten Deutschlands 
seit fast 30 Jahren freie Ge-
werkschaften haben, die die 
Rechte der Arbeitnehmer im 
Zweifelsfall auch mit Arbeits-
kampfmaßnahmen durchset-
zen. Vieles ist in den letzten 
30 Jahren mit der DPolG er-
reicht worden. Obwohl sich die 
Beschäftigungsbedingungen 
im öffentlichen Dienst seit der 
Wiedervereinigung spürbar 
verbessert haben, gibt es nach 
wie vor Unterschiede zwischen 
Ost und West, ganz besonders 
in der Besoldung der Beamten, 
bei der Jahressonderzahlung, 
bei der Zahlung von Zulagen 
und in den Wochenarbeitszei-
ten. Und nur im Tarifgebiet 

West können Arbeitsverhält-
nisse von Beschäftigten, die 
das 40. Lebensjahr vollendet 
haben, nach einer Beschäfti-
gungszeit von mehr als 15 Jah-
ren durch den Arbeitgeber nur 
noch aus einem wichtigen 
Grund gekündigt werden. 

Unterschiede im öffentlichen 
Dienst gibt es heute nicht nur 
zwischen Ost und West, son-
dern auch zwischen finanz
starken und finanzschwachen 
Bundesländern, seit der Föde-
ralismusreform besonders im 
Beamtenbereich für unsere 
Kolleginnen und Kollegen  
auch im Portemonnaie spürbar. 
Mit der Föderalismusreform I 
wurde die bundeseinheitliche 
Besoldung in Deutschland auf-
gegeben und die Besoldungs-
hoheit den Bundesländern 
übertragen. Dies führt heute 
nicht nur in den Ostländern, 
sondern auch in kleinen und 
mittleren Bundesländern zu 
großer Unzufriedenheit und 
Unverständnis unter den Be-
amtinnen und Beamten. 

16 Bundesländer und der  
Bund kochen in Sachen Besol-
dung und Versorgung ihr eige-
nes Süppchen mit der Folge, 
dass trotz gleicher Aufgaben 
eben nicht gleich besoldet 
wird. 30 Jahre nach dem Mau-
erfall kann es nur eine Forde-
rung geben, gleiches Geld für 
gleiche Arbeit, also die Wieder-
einführung der bundeseinheit-
lichen Besoldung. �  
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